
Satzung Verein Humanes Wohnen  
§ 1 : Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr  
(1) Der Verein trägt den Namen "...". Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden, 

nach der Eintragung lautet der Name "Verein ... e" 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin Schöneberg.  

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

§ 2 : Zweck des Vereins  
(1) Zweck des Vereins ist es, unter den gegebenen Verhältnissen Wohnformen zu 

entwickeln in denen die Bewohner eines Hauses dieses selbst verwalten. Dabei sollen 
insbesondere gewachsene soziale Strukturen erhalten werden. Durch die Schaffung 
sozialer Einrichtungen strebt der Verein an, die Vereinzelung der Menschen in der 
Großstadt aufzuheben. Der Satzungszweck wird hierdurch erreicht, daß der Verein 
sich für die Erhaltung von historischen Gebäuden und Altbauten durch Informationen, 
Beratungen und Verträge einsetzt.  

§ 3 : Mitglieder  
Der Verein besteht nur aus ordentlichen Mitgliedern.  
§ 4 : Erwerb der Mitgliedschaft  
Mitglied des Vereins kann auf schriftlichen Antrag jede natürliche Person werden. Der Antrag 
zur Aufnahme ist an den Vorstand zu richten. Über die Aufnahme entscheidet die 
Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit.  
§ 5 : Rechte und Pflichten der Mitglieder  
(1) Die Mitglieder genießen alle Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung ergeben.  

(2) Jedes Mitglied hat in der Mitgliederversammlung eine Stimme.  

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Vereinszweck nach Kräften zu unterstützen, an 
der Selbstverwaltung aktiv teilzunehmen und eine demokratische Selbstverwaltung zu 
praktizieren.  

§ 6 : Beitrag  
(1) Jedes Mitglied ist verpflichtet, Beiträge an den Verein zu entrichten. Gleiches gilt von 

besonderen Umlagen, die mit 2/3 Mehrheit beschlossen werden.  

(2) Die Höhe des Beitrags und der Umlagen wird in der Mitgliederversammlung 
festgesetzt.  

§ 7 : Beendigung der Mitgliedschaft  
(1) Der Austritt ist unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen zum Ende 

eine Kalendervierteljahres möglich.  

(2) Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklären. Zur Einhaltung der 
Kündigungsfrist ist rechtzeitiger Zugang beim Vorstand erforderlich.  

(3) Die Austrittserklärung ist innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der 
Austrittserklärung ohne Nennung von Gründen schriftlich widerrufbar.  

§ 8 : Ausschluß der Mitglieder  



(1) Die Mitgliederversammlung kann mit 3/4 Mehrheit ein Mitglied aus dem Verein 
ausschließen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.  

(2) Der Vorstand hat den Auftrag, dies dem auszuschließenden Mitglied mindestens zwei 
Wochen vor der Mitgliedsversammlung mitzuteilen und Gelegenheit zu geben, sich zu 
dem wichtigen Grund zu äußern  

(3) Eine schriftliche eingehende Stellungnahme des Mitglieds ist in der über den 
Ausschluß befindenden Mitgliederversammlung zu verlesen.  

(4) Der Ausschluß soll dem Mitglied, wenn es bei der Beschlußfassung nicht anwesend 
war, durch den Vorstand unverzüglich eingeschrieben bekannt gemacht werden.  

§ 9 : Vereinsorgane 
Die Organe des Vereins sind:  
a) die Mitgliederversammlung  
b) der Vorstand.  
§ 10 : Ordentliche Mitgliederversammlung  
(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Entscheidungsorgan des Vereins und tritt 

mindestens einmal jährlich zusammen.  

(2) Die Mitglieder sind unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter Einhaltung einer 
Frist von mindestens einer Woche vom Vorstand einzuladen.  

§ 11 : Beschlußfassung der Mitgliederversammlung  
(1) Beschlußfähig ist jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung, wenn 

mindestens die Hälfte aller Stämme vertreten ist. Zur Beschlußfassung über eine 
Änderung der Satzung oder die Auflösung des Vereins müssen dreiviertel aller 
Stimmen vertreten sein. 

(2) Tritt Beschlußfähigkeit ein, muß der Vorstand nach frühestens 14 Tagen, spätestens 
innerhalb von vier Wochen, eine neue Mitgliederversammlung einberufen und 
durchführen. In einem solchen Fall sind bei einfacher Mehrheit die anwesenden 
Mitglieder beschlußfähig. In der Einladung ist auf diese besondere Beschlußfähigkeit 
hinzuweisen.  

(3) Die Mitgliederversammlung faßt ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, es sei denn, Gesetz oder Satzung schreiben eine andere 
Stimmenmehrheit vor. Eine Vertretung in der Stimmenabgabe ist nicht zulässig.  

(4) Die Mitgliederversammlung beschließt insbesondere über:  

a) mit 3/4 Mehrheit aller Stimmen über Änderungen, Ergänzungen dieser Satzung sowie über 
die Auflösung des Vereins  
b) einstimmig über die Änderung des Vereinszwecks die Zustimmung nicht anwesender 
Mitglieder muß schriftlich eingeholt werden  
c) über die Aufnahme von Mitgliedern gem. § 4.  
(5) Die Mitgliederversammlung wählt den Vorstand des Vereins.  

(6) Es wird mit Handzeichen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens 1/4 der anwesenden 
Stimmen ist schriftlich und geheim abzustimmen.  



(7) über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu führen, das vom 
jeweiligen Versammlungsleiter abzuzeichnen ist.  

(8) Die Mitgliederversammlung kann die Einsetzung eines Rechnungs-
prüfungsausschusses sowie dessen Zusammensetzung beschließen.  

§ 12 : Außerordentliche Mitgliederversammlung  
(1) Der Vorstand kann von sich aus eine außerordentliche Mitgliederversammlung 

einberufen. Es ist dazu verpflichtet, wenn dies mindestens 1/4 der Mitglieder 
verlangen und eine entsprechende Tagesordnung vorlegen.  

(2) Die Vorschriften über die ordentliche Mitgliederversammlung gelten entsprechend.  

§ 13 : Vorstand  
(1) Der Vorstand besteht aus drei Vorsitzenden  

(2) Die Vorsitzenden vertreten den Verein gerichtlich und außerordentlich im Sinne des 
§ 26 BGB jeder für sich allein.  

(3) Die Vorsitzenden werden durch Beschluß der Mitgliederversammlung auf die Dauer 
von zwei Jahren bestellt. Sie bleiben bis zur satzungsmäßigen Bestellung der nächsten 
Vorsitzenden im Amt.  

(4) Die Vorsitzenden werden direkt und auf Antrag geheim gewählt.  

(5) Ein Vorsitzender ist abgewählt, wenn die Mitgliederversammlung einen neuen 
Vorsitzenden wählt. (konstruktives Mißtrauensvotum).  

§ 14 : Vereinsvermögen  
(1) Das Vermögen des Vereins und etwaige Gewinne dürfen nur für die satzungsmäßigen 

Zwecke verwendet werden.  

(2) Die Mitglieder erhalten keine Gewinnbeteiligung und in ihrer Eigenschaft als 
Vereinsmitglied auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  

(3) Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins keine 
Anteile des Vereinsvermögens.  

§ 15 : Auflösung und Aufhebung des Uereins  
(1) Der Vorschlag zur Vereinsauflösung kann mindestens von fünf Mitgliedern oder durch 

den Vorsitzenden erfolgen. 

(2) Die Auflösung des Vereins kann nur von einer außerordentlichen Mit-
gliederversammlung beschlossen werden, die andere Beschlüsse nicht faßt.  

(3) Für die Auflösung des Vereins müssen mindestens 3/4 aller Mitglieder stimmen.  

(4) Bei Aufhebung oder Auflösung darf das Vereinsvermögen nur für gemeinnützige oder 
soziale Zwecke verwendet werden. Über den Empfänger beschließt die auflösende 
Mitgliederversammlung.  

§ 16 : Inkrafttreten  
Diese Satzung tritt am 23. Juni 1981 in Kraft.  



Die Satzung wurde in der Gründungsversammlung am 23. Juni 1981 beschlossen. 
Die Gründungsmitglieder: 
______________________________________________________________ 
______________________________________________________________ 
______________________________________________________________ 
______________________________________________________________ 
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